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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Kihn (Würzburg): 


Der Entwurf eines Gesetzes zur Bereinigung 
deutsch-österreichischer Staatsangehörigkeitsfragen 
— Drucksache 1184 • — wurde in der 66. Plenarsit- 
zung des Deutschen Bundestages am 17. Februar 
1955 an die Ausschüsse für Angelegenheiten der 
inneren Verwaltung (federführend), für auswärtige 
Angelegenheiten, für Rechtswesen und Verfas- 
sungsrecht sowie für Heimatvertriebene (mitbera- 
tend) überwiesen. 

Der Ausschuß für Angelegenheiten der inneren 
Verwaltung hat in seinen Sitzungen vom 11. März 
und 3. Mai 1955 den Entwurf eingehend beraten 
und beschlossen, dem Plenum des Bundestages zu 
empfehlen, den Entwurf in der aus der Anlage er- 
sichtlichen Fassung anzunehmen. Der Ausschuß für 
auswärtige Angelegenheiten hat den Entwurf in 
seiner Sitzung vom 10. März 1955, der Ausschuß für 
Rechtswesen und Verfassungsrecht in seinen Sit- 
zungen vom 9. März und 28. April 1955 und der 
Ausschuß für Heimatvertriebene in seiner Sitzung 
vom 8. März 1955 beraten. 

I. Allgemeines 

Die Wiederherstellung Österreichs am 27. April 
1945 hat das Problem aufgeworfen, ob die Perso- 
nen, die bei der Eingliederung Österreichs am 
13. März 1938 Österreicher waren und an diesem 
Tage deutsche Staatsangehörige wurden, sowie die 
Personen, die in der Zeit von 1938 bis 1945 ihre 
Staatsangehörigkeit von ihnen abgeleitet haben, 
deutsche Staatsangehörige geblieben sind. 

Die Staatsangehörigkeitsbehörden der süddeut- 
schen Länder haben immer den Fortbestand der 
auf der Eingliederung Österreichs beruhenden 
deutschen Staatsangehörigkeit verneint. Auch der 
Bundesminister des Innern hat von Anfang an 


diese Auffassung vertreten. Die Staatsangehörig- 
keitsbehörden der nord- und westdeutschen Länder 
haben sich 1951 diesem Standpunkt angeschlossen. 
Seitdem ist die Praxis im ganzen Bundesgebiet und 
im Lande Berlin einheitlich. 

Die Verwaltungsgerichte vertreten überwiegend 
den gegenteiligen Standpunkt. Es liegen eine Reihe 
von Entscheidungen 1. und 2. Instanz vor, denen 
sich das Bundesverwaltungsgericht angeschlossen 
hat. Es hat in einer viel beachteten Entscheidung 
vom 30. Oktober 1954 entschieden, daß „gebürtige 
Österreicher, die im Zeitpunkt der Wiedererrich- 
tung der Republik Österreich im Gebiet der jetzi- 
gen Bundesrepublik Deutschland lebten und hier 
geblieben sind“, die deutsche Staatsangehörigkeit 
trotz der Wiederherstellung Österreichs behalten 
haben. 

Die Unterschiedlichkeit der Auffassungen beruht 
auf edner unterschiedlichen Beurteiilung des be- 
stehenden Völkerrechts. Während die igesamte 
innere Verwaltung der Überzeugung ist, daß der 
Tatbestand der Wiederherauslösung eines einem 
anderen Staat einverleibt gewesenen Staates — 
ein Tatbestand, der nicht mit der Abtretung eines 
nicht selbständig gewesenen Teiles eines Staats- 
gebietes verwechselt werden darf — durch das 
Völkerrecht auch hinsiichtlich seiner Auswirkungen 
auf die Staatsangehörigkeit 'der einverleibten Be- 
völkerung geklärt ist, daß diese also die Staats- 
angehörigkeit des wiederhergestellten Staates er- 
hält und daß die Staiatsangehörigkeit zu dem 
andern Staat erlischt, verneinen die erwähnten Ver- 
waltungsgerichte die Existenz einschlägigen Völ- 
kerrechts. 

Es bedarf keiner weiteren Begründung, daß die 
Staatsangehörigkeit eines zahlenmäßig zur Zeit 
noch nicht erfaßbaren, sicherlich aber großen Per- 
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sonenkreises einheitlich bejaht oder verneint wer- 
den muß, weil die Staatsangehörigkeit die Voraus- 
setzung umfassender Rechtsbeziehungen ist und die 
Rechtsßphäre des Indiviiduums tiefgreifend berührt. 

Das Problem, ob einschlägiges Völkerrecht exi- 
stiert oder nicht, bietet zweifellos Schwierigkeiten; 
denn das Völkerrecht ist nicht kodifiziert, und als 
Rechtsquelle müssen nöben der meistens ebenfalls 
schwer feststellbaren Übung der Völker die dem 
Völkerrecht immanenten Grundprinzipien berück- 
sichtigt werden. 

Aus dieser Erwägung heraus hat der Entwurf 
sich die Aufgabe gesetzt, eine Lösung zu finden, 
die beide Meinungen möglichst weitgehend berück- 
sichtigt. Er erreicht dieses Ziel, indem er zwar das 
Erlöschen der auf der Eingliederung Österreichs 
beruhenden deutschen Staatsangehörigkeit mit Ab- 
lauf des 26. April 1945 feststellt, gleichzeitig aber 
dem Personenkreis, für den das Bundesverwal- 
tungsgericht — übrigens vorbehaltlich eines von 
ihm dringend angeregten Gesetzes — den Fortbe- 
stand der deutschen Staatsangehörigkeit anerkennt, 
die Möglichkeit eröffnet, sie durch einseitige Er- 
klärung mit Wirkung auf den Zeitpunkt ihres Er- 
löschens wiederzuerwerben. 

Eine solche Erklärung ist schon deswegen uner- 
läßlich, weil es unter den Erklärungsberechtigten 
eine möglicherweise nicht unerhebliche Zahl von 
Österreichern gibt, die die deutsche Staatsangehö- 
rigkeit nicht behalten wollen. 

In den mit dem Entwurf befaßten Ausschüssen 
des Bundestages sind Bedenken gegen die Verfas- 
sungsmäßigkeit der vorgeschlagenen Regelung laut 
geworden. Man glaubte, daß der Entwurf mit Art. 
16 Abs. 1 GG nicht vereinbar sei. 

Art. 16 Abs. 1 verbietet in seinem Satz 1 jede 
Aberkennung der deutschen Staatsangehörigkeit 
und setzt in seinem Satz 2 dem Gesetzgeber, der an 
einen bestimmten Tatbestand den Verlust der deut- 
schen Staatsangehörigkeit knüpfen will, die 
Schranke, daß keiner, der den Verlusttatbestand 
erfüllt, dadurch gegen seinen Willen staatenlos 
werden dürfe. 

Vorweg sei folgendes bemerkt: Das genannte 
verfassungsrechtliche Problem taucht überhaupt 
nur auf, wenn man von der Auffassung des Bun- 
desverwaltungsgerichts ausgeht. Denn nach der an- 
deren Meinung besteht die durch die Eingliederung 
Österreichs erworbene deutsche Staatsangehörig- 
keit auf Grund Völkerrechts schon seit April 1945 
nicht mehr, kann also durch das Gesetz in ihrem 
Bestände nicht mehr betroffen werden. 

Da der federführende Ausschuß für Angelegen- 
heiten der inneren Verwaltung sich mit Mehrheit 
dem Beschluß des Ausschusses für auswärtige An- 
gelegenheiten angeschlossen hat, im Text des Ent- 
wurfs die Worte „verloren“ und „Verlust“ durch 
das Wort „erlöschen“ zu ersetzen, und die Begrün- 


dung des Ausschusses für auswärtige Angelegen- 
heiten dahin lautet, daß der Untergang der durch 
die Eingliederung Österreichs erworbenen deut- 
schen Staatsangehörigkeit die automatische Folge 
der Änderung des völkerrechtlichen Status Öster- 
reichs im Jahre 1945 sei, hätte die Untersuchung 
der oben umrissenen verfassungsrechtlichen Frage 
an sich unterbleiben können. 

Vorsorglich haben jedoch sowohl der federfüh- 
rende Ausschuß als auch der Ausschuß für Rechts- 
wesen und Verfassungsrecht die Verfassungsmäßig- 
keit der vorgeschlagenen Regelung geprüft und 
bejaht. 

Dabei sind die beiden Ausschüsse zu der Auffas- 
sung gelangt, daß Art. 16 Abs. 1 GG selbst dann 
nicht einschlägig wäre, wenn man mit dem Bundes- 
verwaltungsgericht annehmen wollte, daß erst das 
Gesetz den Untergang der deutschen Staatsangehö- 
rigkeit herbeiführe. 

Satz 1 des Art. 16 ist als Reaktion auf die Ver- 
hältnisse des nationalsozialistischen Staates ent- 
standen. Er wollte Gesetze, wie sie seinerzeit zur 
Ausbürgerung der rassisch und politisch Verfolg- 
ten ergangen sind, von Verfassungs wegen unter- 
sagen. Doch erklärt sich diese Vorschrift nicht 
allein aus der Reaktion auf jene nationalsozialisti- 
schen Maßnahmen; sie entspricht vielmehr der all- 
gemeinen Einstellung des Grundgesetzes zur 
menschlichen Würde und zu den Menschenrechten 
und richtet sich daher gegen Diskriminierung ein- 
zelner Personen wie ganzer Personengruppen. Nie- 
mand wird behaupten wollen, der vorliegende Ge- 
setzentwurf ziele auf eine Diskriminierung der von 
ihm betroffenen Personen ab. Satz 1 kann daher 
nicht anwendbar sein. 

Satz 2 andererseits betrifft nur die Fälle, in 
denen bei Verwirklichung abstrakt bestimmter 
Tatbestände in der Zukunft automatisch der Ver- 
lust der deutschen Staatsangehörigkeit eintritt. Da 
der vorliegende Entwurf die Beendigung der deut- 
schen Staatsangehöriigkeiit nicht an die Verwirk- 
lichung absitrakt bestimmter Tatbestände in der Zu- 
kunft knüpft, sondern sie — die Auffassung des 
Bundesverwaltungsgerichtes unterstellt — • unmit- 
telbar verfügt, kann auch Satz 2 nicht einschlägig 
sein. 

Art. 16 Abs. 1 GG ist also überhaupt nicht an- 
wendbar. Die Erklärung liegt darin, daß diese Vor- 
schrift völkerrechtliche Tatbestände, wie sie den 
Gegenstand des vorliegenden Entwurfs bilden, 
nicht regeln wollte. Wenn darüber in den Verhand- 
lungen des Parlamentarischen Rates nicht gespro- 
chen worden ist, so zeigt sich darin, daß auch nach 
Auffassung des Parlamentarischen Rates völker- 
rechtliche Tatbestände nicht über Art. 16 Abs. 1 GG 
zu lösen sind. Wollte man Art. 16 Abs. 1 GG auf 
völkerrechtliche Tatbestände anwenden, so wäre 
jeder Weg versperrt, die deutsche Staatsangehörig- 
keit der in Österreich lebenden Österreicher zu re- 
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geln. Eine solche Regelung ist aber unumgänglich, 
wenn man sich auf den Standpunkt des Bundes- 
verwaltungsgerichts stellt, daß die deutsche „An- 
schluß“-Staatsangehörigkeit durch die Desannexion 
nicht untergegangen ist. Ein Ausweg ergäbe sich 
nur dann, wenn eine allgemeine Regel des Völker- 
rechts es gestatten würde, die in Österreich leben- 
den „Anschluß“-Deutschen anders zu behandeln als 
die „Anschluß“-Deutschen außerhalb Österreichs. 
Eine solche allgemeine Regel des Völkerrechts 
konnte bisher nicht nachgewiesen werden. 

Es kann sich also bei der Regelung völkerrecht- 
licher Tatbestände im Bereich des Staatsangehörig- 
keitsrechts nur um ein aliud handeln, das nicht un- 
ter Art. 16 Abs. 1 GG fällt. 

Diese Auffassuoag kann sich auch lauf Art. 25 GG 
berufen, wonach die allgemeinen Regeln des Völ- 
kerrechts den Gesetzen — auch den Vorschriften 
des Grundgesetzes selbst — vergehen und Rechte 
und Pflichten unmittelbar gegenüber den Bewoh- 
nern des Bundesgebietes erzeugen. Es ist aber im 
Völkerrecht anerkannt, daß in Fällen eines Ge- 
bietshoheitswechsels die Staatsangehörigkeit der 
davon betroffenen Bevölkerung durch Staatsver- 
träge der beteiligten Regierungen geregelt werden 
kann. Diese Regel ginge auch Art 16 Abs. 1 GG 
vor, wenn diese Vorschrift an sich anwendbar wäre. 
Gleiches muß aber auch für eine innerstaatliche 
Gesetzgebung gelten, wenn dieser Weg im Einver- 
nehmen der beteiligten Staaten beschritten wurde. 

Verfassungsrechtliche Bedenken ergeben sich 
auch nicht gegen die in § 1 — dessen konstitutive 
Wirkung unterstellt — vorgesehene Rückwirkung 
der Beendigung der deutschen Staatsangehörigkeit. 
Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungs- 
gerichtes (BVerfGE 1/280 und 2/266) sind rückwir- 
kende Gesetze grundsätzlich zulässig. Die Grenzen 
der Rückwirkung können „etwa dort gesehen wer- 
den, wo ein Gesetz rückwirkende Eingriffe in 
Rechte oder Rechtslagen des Staatsbürgers vor- 
nimmt, mit denen dieser in dem Zeitpunkt, von 
dem ab sie nun gelten sollen, nicht rechnen konnte 
und die er also bei einer verständigen Vorausschau 
im privaten und beruflichen Bereich nicht zu be- 
rücksichtigen brauchte“. 

Angesichts der Verwaltungspraxis mußten die 
Anschlußdeutschen mit einer Regelung rechnen, die 
ihre deutsche Staatsangehörigkeit für mit dem 
Zeitpunkt der Desannexion beendet erklärt. 

Die Zuständigkeit des Bundes ist nach Art. 73 
Nr. 2 GG gegeben; die Zustimmung des Bundes- 
rates ist nach Art. 84 iAbs. 1 GG erforderlich. 

II. Im einzelnen 

Überschrift 

Nach dem Vorschlag des Bundesrates wird die 
Gesetzesüberschrift geändert: „Entwurf eines 
Zweiten Gesetzes zur Regelung von Fragen der 
Staatsangehörigkeit“ . 


Präambel 

Die Fassung des Satzes 1 der Präambel „Es wird 
festgestellt, daß . . .“ haben der Ausschuß für An- 
gelegenheiten der inneren Verwaltung und der 
auswärtige Ausschuß beschlossen, um den dekla- 
ratorischen Charakter dieses Satzes zu unter- 
streichen. Diese Formulierung verstößt nicht gegen 
den Grundsatz der Gewaltenteilunig und schließt 
die verfassungsgerichtliche Nachprüfung nicht aus. 
Eine Präambel enthält üblicherweise keine Rechts- 
sätze, keine authentische Gesetzesauslegung. Sie 
will hier lediglich den Beweggrund für die ge- 
setzliche Regelung anführen. 

Zu § 1 Satz 2 

In Satz 2 wünschte der Bundesrat die Streichung 
der „§§ 1, 3 und 4“ der Verordnung vom 3. Juli 
1938. Dadurch würde auch die deutsche Staats- 
angehörigkeit der Personen erlöschen, die unter 
§ 2 dieser Verordnung fallen. Diese Bestimmung 
umfaßt Personen, die am 13. März 1938 staatenlos 
waren, weil sie von Österreich zwischen den 
Jahren 1933 und 1938 ausgebürgert worden sind, 
sind aus Anlaß der Eingliederung Österreichs 
ektiv eingebürgert, aber im Jahre 1945 von der 
Wiederaufnahme in den österreichischen Staat 
ausgeschlossen worden. Diese Personen, die also 
Österreich als Staatsangehörige nicht in Anspruch 
nimmt, müssen weiter als deutschie Staats- 
angehörige anerkannt werden, es sei denn, daß 
sie es selbst nicht wollen. § 5 sieht daher den Fort- 
bestand ihrer deutschen Staiatsangehörigkeiit vor. 
Man kann deshalb nicht in § 1 sagen, ihre Staats- 
angehörigkeit sei erloschen. Die Fassung der Re- 
gierungsvorlage war idemgemäß zu belassen. 

Hingegen wurde das Wort „verloren“ durch das 
Wort „erlöschen‘‘ ersetzt und die Fassung des 
Satzes 2 dieser Änderung entsprechend angepaßt. 
Auch in sonstigen Bestimmungen des Entwurfs 
wurden die Worte „Verlust“ und „verloren“ durch 
andere Ausdrücke ersetzt, weil nach Überzeugung 
der Mehrheit, wie oben ausgeführt, das Aufhören 
der deutschen Staatsangehörigkeit infolge der 
Wiederherstellung Österreichs keinen Verlust im 
Sinne des Art. 16 GG, sondern die automatische 
Folge der Änderung des völkerrechtlichen Status 
von Österreich bildet. 

Der Österreichische Staat ist am 27. April 1945 
wiederhergestellt worden. Demgemäß war das 
Erlöschen ider deutschen Staatsangehörigkeit mit 
dem Ablauf des 26. April 1945 auszusprechen. Auch 
an sonstigen Stellen wurde dementsprechend der 
Entwurf geändert. 

Im übrigen wird auf die grundsätzlichen Aus- 
führungen zu § 1 'Unter ,A. Allgemeines’ verwiesen. 

Zu § 1 a 

Der Ausschuß für , Angelegenheiten der inneren 
Verwaltung hat diese Bestimmung eingefügt, um 
die deutsche Staatsangehörigkeit den Frauen zu 
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erhalten, die am 13. März 1938 Österreicherinnen 
waren, aber während der Eingliederung Öster- 
reichs einen deutschen Staatsangehörigen ge- 
heiratet haben, der nicht Österreicher war. Sie 
wären also, wenn Österreich nicht eingegliedert 
worden wäre, damals nach dem Reichsstaatsanige- 
hörigkeitsgesetz deutsche Staatsangehörige ge- 
worden und damit aus dem österreichisdien 
Staatsverband ausgeschieden. 

Zu § 2 

Der erste Halbsatz in Abs. 1 des Regierungs- 
entwurfs wurde dem Vorschlag des Bundesrates 
gemäß gestrichen, weil es verwaltimgsmäßig 
schwierig ist, in einer so großen Zahl von Fällen 
den Willen des Betroffenen nachzuprüfen. 

Der Kreis der Optionsberechtigten wird be- 
grenzt durch das Erfordernis, daß der Erklärungs- 
berechtigte „seinen dauemden Aufenthalt seit dem 
26. April 1945 in Gebieten des Deutschen Reiches 
nach dem Stande vom 31. Dezember 1937 (Deutsch- 
land) hat.“ Die Worte „dauemder Aufenthalt“ 
wurden in Angleichung an das Erste Gesetz zur 
Regelung von Fragen der Staatsangehörigkeit vom 
22. Februar 1955 (BGBl. I S. 65) gewählt; 
unterscheiden sich sachlich nicht von „gewöhnli^^ 
Aufenthalt“. Vor üb ergehende Abwesenheit aus 
Deutschland, z. B. zum Verwandtenbesuch, zu 
Kurzwecken, steht dem Optionsrecht nicht entge- 
gen. Bei Auslegung dieser Bestimmung soll groß- 
zügig verfahren werden. 

Der Kreis der Optionsberechtigten wird in § 4 
nach den Ausschußbeschlüssen erheblich erweitert, 
so daß Härten im allgemeinen vermieden werden. 
Wenn dies ausnahmsweise nicht möglich ist, wenn 
z. B. Familienangehörige erst später zu ihren Ver- 
wandten nach Deutschland kommen, dann wird 
für solche Fälle den Staatsangehörigkeitsbehörden 
nahegelegt werden, Einbürgerungsanträge mit be- 
sonderem Wohlwollen, vor allem hinsichtlich der 
Gebühren zu behandeln. 

Der Bundesrat vmnschte durch Einfügung 
eines Satzes 2 die Berücksichtigung rechtskräftiger, 
V er w alt ungs gerichtlicher Entscheidungen, die in 
der Vergangenheit die Staatsangehörigkeit von 
Personen anerkannt haben, die unter § 1 fallen. 
Hierwegen wird auf § 7 a verwiesen. 

In Abs. 3 wurden die Worte „zur Folge hat“ er- 
setzt durch die Worte „zur Folge hatte“. Diese 
Änderung will den Gesetzestext an § 4 des Ersten 
Gesetzes zur Regelung von Fragen der Staats- 
angehörigkeit anpassen, um klarzustellen, idaß die 
jeweilige Rechtslage im Zeitpunkt der Erfüllung 
des Verlusttatbestandes maßgeblich ist. 

Abs. 4 entspricht dem § 6 dieses Gesetzes. Die 
Aufnahme dieser Bestimmung hat damals der 
Bundesrat gewünscht. 

Zu § 3 

Die Frauen, für die § 3 eine Sonderregelung 
trifft, gehören nicht zu den Personen, die am 


13. März 1938 Österreicher waren. Sie leiten ihre 
deutsche Staatsangehörigkeit nicht aus der Ein- 
gliederung Österreichs her. Sie haben keinen Aus- 
länder geheiratet und standen immer in enger 
räumlicher Verbindung zu Deutschland. Es be- 
steht kein Grund, nach dem Vorschlag des Bundes- 
rates sie der deutschen Staatsangehörigkeit mit 
Wirkung vom 27. April 1945 allgemein für ver- 
lustig zu erklären. Nach der Entscheidung des 
Bundesgerichtshofs vom 4. Oktober 1951 (BGH. 
Z 3, S. 178 ff.) hat eine solche Frau die deutsche 
Staatsangehörigkeit nicht verloren, wenn sie über 
den 26. April 1945 hinaus ihren dauemden Aufent- 
halt in Deutschland behalten hat. Im Anschluß an 
diese Entscheidung hat sich eine feste Ver- 
waltungspraxis gebildet; gegebenenfalls erhalten 
diese Frauen die Kriegsopferversorgung und die 
Lastenausgleichsleistungen. § 3 will dieser Recht- 
sprechung und Verwaltungsübung die gesetz- 
geberische Grundlage geben. Unter Ablehnung des 
Vorschlages des Bundesrates wurde daher die 
Fassung der Regierungsvorlage beschlossen. Hier- 
nach ist mit dem Ablaufe des 26. April 1945 die 
deutsche Staaitsangehörigkeit dieser Frauen nur 
erloschen, wenn sie damals ihren dauemden 
Aufenthalt außerhalb Deutschlands hatten oder 
ihn vor dem 1. Mai 1952 ins Ausland verlegt 
haben. 

Der Ausschuß für Angelegenheiten der inneren 
Verwaltung hat jedoch einen Satz 2 angefügt, der 
den Frauen, deren Staatsangehörigkeit hiernach 
erloschen ist, ein Erklärungsrecht nach § 2 Abs. 1 
einräumt, wenn sie seit dem 1. Januar 1955 ihren 
dauemden Aufenthalt in Deutschland haben. 

Zu § 4 

Die Regierungsvorlage hat die Voraussetzung 
des Aufenthaltes in Deutschland am 26. April 1945 
nicht erforderlich gehalten für Personen, die sich 
damals in Kriegsgefangenschaft oder Internierung 
befanden. Nach dem Vorschlag des Ausschusses 
für Heimatvertriebene sollen auch die Ver- 
triebenen und Ausgesiedelten noch einbezogen und 
soll damit der Kreis der Optionsberechtigten nach 
§ 2 erweitert werden. Es handelt sich hier vor- 
wiegend um Österreicher, die nach dem 1. Welt- 
kriege nicht im Gebiete der Republik Österreich, 
sondern in anderen Teilen der früheren Doppel- 
monarchie insbesondere in der Tschechoslowakei 
gelebt haben. Nach dem Vertrage von St. Germain 
konnten diese „Altösterreicher“ für die öster- 
reichische Staatsangehörigkeit optieren, auch wenn 
sie ihren Wohnsitz in den von Österreich abge- 
trennten Gebieten beibehalten hatten. Sie haben 
am 13. März 1938 die deutsche Staatsangehörig- 
keit durch die Eingliederung Österreichs erhalten; 
sie wurden nach dem 2. Weltkrieg aus ihrer Hei- 
mat vertrieben und beim Vollzüge des Lasten- 
ausgleichsgesetzes als deutsche Staatsangehörige 
behandelt. 

Ein kurzer Aufenthalt außerhalb Deutschlands 
ohne die Absicht, dort ständig zu verbleiben, soll 
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der Anwendung dieser Bestimmung nicht ent- 
gegenstehen. 

Zu § 5 Abs, 1 

§ 5 betrifft einen Personenkreis, der nicht dnirch 
die Eingliederung Österreichs die deutsche Staats- 
angehörigkeit erworben hat, sondern nur anläß- 
lich dieses Ereignisses. Diese Personen waren in 
den Jakren 1933 bis 1938 ausgebürgert worden und 
besaßen daher am 13. März 1938 nicht die öster- 
rei chis che S t a a tsangehö rigke i t . 

Da sich unter ihnen Personen befinden, die keine 
Beziehungen zum nationalsozialistischen Deutsch- 
land hatten, und die deutsche Staatsangehörigkeit 
nicht erwerben wollten, könnien sie nicht als 
deutsche Staatsangehörige ■anerkannt werden, weil 
die Verleihung der Staatsangehörigkeit gegen den 
Willen des einz einen nach einem anerkannten 
Völkerrechtsatz rechtswidrig ist. 

Der Bundesrat hielt eine Regelung hinsichtlich 
des Erwerbs der deutschen Staatsangehörigkeit 
dieser Personengruppe nicht für nötig und schlug 
die Streichung des Abs. 1 der Regierungsvorlage 
vor. Er verwies dabei auf die den Verwaltungs- 
behörden erwachsende Schwierigkeit, einen sol- 
chen gegenteiligen Willen festzustellen. Bei aller 
Würdigung dieses Einwandes hielt es der Aus- 
schuß für Angelegenheiten der inneren Verwal- 
tung für angemessen, auf den Willen dieser Person 
Rücksicht zu nehmen und die Regierungsvorlage 
z^u belassen, er nahm lediglich eine sprachliche 
Änderung vor. 

Zu § 5 Abs, 2 

Abs. 2 der Regierungsvorlage verlangt den 
Nachweis, daß der unter Abs. 1 Fallende am 
27. April 1945 den Willen hatte, die deutsche 
Staatsangehörigkeit beizubehalten. Satz 2 enthält 
ferner eine Rechtsvermutung, Satz 3 eine Fiktion 
des gegenteiligen Willens. Der Ausschuß für An- 
gelegenheiten der inneren Verwaltung hat diese 
Vorschläge abgelehnt und lediglich aors Ordnungs- 
gründen die Erklärung vorgesehen, daß der Be- 
treffende den Fortbestand der deutschen Staats- 
angehörigkeit am 26. April 1945 gewollt hat. 

Lebt eine solche Person im Ausland und kann 
sie ohne ihr Verschulden die Erklärungsfrist nicht 
einhalten, so kann die Erklärung nach § 7 des Ent- 
wurfs in Verbindimg mit § 19 Abs. 1 des Ersten 
Gesetzes zur Regelung von Fragen der Staatsange- 
hörigkeit noch bis zum Ablaufe von 6 Monaten 
nach dem Fortfallen des Hindernisses abgegeben 
werden. 

Zu § 5 Abs. 3 Satz 1 

Der Änderungsvorschlag des Bundesrates erle- 
digt sich wegen der Ablehnung der vom Bundesrat 
angeregten Änderung des Absatzes 1. 


Zu § 6 Abs. 1 

Die vom Bundestag vorgeschlagene Fristverlän- 
gerung wurde unter Einfügung der entsprechenden 
Daten übernommen. 

Zu § 7 

Die Einfügung des Wortes „entsprechend“ in 
Abs. 1 berücksichtigt den Vorschlag des Bundes- 
rates, da es sich nicht um eine unmittelbare Über- 
tragung handelt. Die Einschaltung der Worte „mit 
der Maßgabe, daß § 21 Satz 1 auch auf solche Per- 
sonen anwendbar ist, die nur deshalb nicht erklä- 
rungsberechtigt sind, weü sie vor dem Inkrafttre- 
ten dieses Gesetzes gestorben sind“, erwies sich 
als notwendig; diese Bestimmung war im Ersten 
Gesetze zur Regelung von Fragen der Staatsange- 
hörigkeit deshalb nicht geboten, weil das Aus- 
schlagungsrecht der imter dieses Gesetz fallenden 
kollektiv Eingebürgerten bereits vor Erlaß dieses 
Gesetzes bestand. 

Die Abs. 1 a und 2 wurden nach dem Vorschlag 
des Bundesrates übernommen. 

Zu § 7 a 

Der Bundesrat will den Eindruck vermieden 
wissen, „als ob das Gesetz beabsichtige, rechtskräf- 
tige Entscheidungen nachträglich außer Kraft zu 
setzen.“ „Wenn die deutsche Staatsangehörigkeit 
des Betroffenen vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
durch verwaltungsgerichtliche Entscheidung rechts- 
kräftig festgestellt oder durch rechtskräftige ver- 
waltungsgerichtliche Entscheidung über die Ertei- 
lung eines Staa tsangehö rigkedtsausweises oder 
eines Heimatscheines anerkannt wmrden ist“, soll 
die Erklärung nach § 2 Abs. 1 als abgegeben gel- 
ten (Drucksache 1184 S. 9/10). 

Der Klageerhebung würde damit nachträglich 
die Bedeutung einer Erklärung für die deutsche 
und gegen die österreichische Staatsangehöriigkeit 
beigemessen, das Urteil hätte bei dieser Unter- 
stellung den Verlust der österreichischen Staats- 
angehörigkeit zur Folge. Es kann aber nicht ohne 
weiteres angenommen werden, daß der Kläger 
mit seiner Klage auf die österreichische Staatsan- 
gehörigkeit verzichten wollte. 

Die Fassung des § 7 a wird der Forderung ge- 
recht, daß rechtskräftige Entscheidungen respek- 
tiert werden, ohne daß sie als Erklärung nach § 2 
Abs. 1 gelten. Die vom Rechtsausschuß empfohlene 
Fassung des § 7 a begrenzt die Dauer der deutschen 
Staatsangehörigkeit bis zum Inkrafttreten dieses 
Gesetzes und gewährt diesen Personen ein Options- 
recht nach § 2 Abs. 1. Der Ausschuß für Angele- 
genheiten der inneren Verwaltung entschied sich 
für die Beibehaltung der deutschen Staatsange- 
hörigkeit dieses Personenkreises ohne solche Be- 
schränkung. 

Rechtskräftige Entscheidungen, lin denen die 
deutsche Staatsangehörigkeit als Zwischenpunkt 
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bejaht wird, konnten im übrigen nicht berücksich- 
tigt werden, weil sich der Kreis solcher Fälle nicht 
umgrenzen läßt. Steht diesen Personen nach die- 
sem Gesetz kein Optionsrecht zu, so wird den 
Staatsangehörigkeitsbehörden nahegelegt, deren 
Einbürgerung zu erleichtern. 


Zu § 9 

Das Gesetz soll am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft treten. 

Bonn, den 12. Mai 1955 

Dr. Kihn (Würzburg) 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf — Drucksache 1184 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung zuzustimmien. 

Bonn, den 12. Mai 1955 

Der Ausschuß für Angelegenheiten 
der inneren Verwaltung 

Maier (Freiburg) Dr. Kihn (Würzburg) 
Vorsitzender Berichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zur Bereinigung deutsch-österreichischer 

Staatsangehörigkeitsfragen 
- Drucksache 1184 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Angelegenheiten der inneren 

Verwaltung 
(8. Ausschuß) 


Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes zur Bereinigung 
deutsch-österreichischer Staatsangehörigkeits- 
fragen, 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Das Reichsgesetz über die Wiedervereini- 
gung Österreichs mit dem Deutschen Reich 
vom 13. März 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 237) 
ist gegenstandslos geworden. Die hierdurch 
auf dem Gebiete der Staatsangehörigkeit ent- 
standenen Rechtsfragen werden wie folgt ge- 
regelt: 

§ 1 

Die Verordnungen über die deutsche 
Staatsangehörigkeit im Lande Österreich vom 
3. Juli 1938 (ReichsgesetzbL I S. 790) und 
vom 30. Juni 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1072) 
werden mit Wirkung vom 27. April 1945 
aufgehoben. Wer nach Maßgabe der §§ 1, 3 
und 4 der Verordnung vom 3. Juli 1938 
oder nach Maßgabe des Artikels 1 der Ver- 
ordnung vom 30. Juni 1939 die deutsche 
Staatsangehörigkeit am 27. April 1945 beses- 
sen hat, hat sie mit Ablauf dieses Tages ver- 
loren. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Regelung von Fragen der Staats- 
angehörigkeit 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Es wird festgestellt, daß das Reichsgesetz 
über die Wiedervereinigung Österreichs mit 
dem Deutschen Reich vom 13. März 1938 
(Reichsgesetzbl. I S. 237) außer Kraft getre- 
ten ist. Die hierdurch auf dem Gebiete der 
Staatsangehörigkeit entstandenen Rechtsfra- 
gen werden wie folgt geregelt: 

§ 1 

Die Verordnungen über die deutsche 
Staatsangehörigkeit im Lande Österreich vom 
3. Juli 1938 (Reichsgesetzbl. I S. 790) und 
vom 30. Juni 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 1072) 
werden mit Wirkung vom 27. April 1945 
aufgehoben. Die deutsche Staatsangehörigkeit 
derer, die nach Maßgabe der §§ 1, 3 und 4 
der Verordnung vom 3. Juli 1938 oder nach 
Maßgabe des Artikels 1 der Verordnung 
vom 30. Juni 1939 am 26. April 1945 deut- 
sche Staatsangehörige waren, ist mit Ablauf 
dieses Tages erloschen. 

§ la 

§ 1 Satz 2 gilt nicht für Frauen, die in der 
Zeit vom 13. März 1938 bis zum Ablauf des 
26. April 1945 einen deutschen Staatsange- 
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Entwurf 


§ 2 

(1) Entsprach der Verlust der deutschen 
Staatsangehörigkeit dem Willen eines Betrof- 
fenen nichty so steht ihm das Redit zuy sie 
mit Rüdiwirkung auf den Zeitpunkt ihres 
Verlustes durch bloße Erklärung wiederzu- 
erwerben, wenn er seinen dauernden Aufent- 
halt seit dem 27. April 1945 im Gebiet 
des Deutschen Reiches nach dem Stande vom 
31. Dezember 1937 (Deutschland) hat. 

(2) Das Recht auf rückwirkenden Erwerb 
der deutschen Staatsangehörigkeit durch bloße 
Erklärung haben auch 

1. Frauen, die nach dem 27. April 1945, je- 
doch vor Ablauf des 31. März 1953 einen 
Mann geheiratet haben, der die deutsche 
Staatsangehörigkeit nach Maßgabe des Ab- 
satzes 1 wiedererwirbt, auch wenn die Ehe 
nicht mehr besteht, 

2. nach dem 27. April 1945 ehelich geborene 
oder legitimierte Kinder, deren Vater, so- 
wie nach dem 27. April 1945 unehelich 
geborene Kinder, deren Mutter die deut- 
sche Staatsangehörigkeit nach Maßgabe des 
Absatzes 1 wiedererwirbt, 

sofern sie seit der Eheschließung oder seit der 
Geburt oder Legitimation ihren dauernden 
Aufenthalt in Deutschland haben. 

(3) Hat ein Erklärungsberechtigter nach 
dem 27. April 1945 einen Tatbestand erfüllt, 
der den Verlust der deutschen Staatsangehö- 
rigkeit zur Folge haty so erwirbt er die deut- 
sche Staatsangehörigkeit nur bis zum Zeit- 
punkt der Erfüllung des Verlusttatbestandes. 

(4) DasErklärungsrecht besteht nicht, wenn 
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß 
der Betroffene die Innere oder äußere Sicher- 
heit der Bundesrepublik oder eines deutschen 
Landes gefährdet. 

§ 3 

Hat eine deutsche Staatsangehörige in der 
Zeit vom 13, März 1938 bis einschließlich 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

hörigen geheiratet haben, dessen deutsche 
Staatsangehörigkeit nicht auf den genannten 
Bestimmungen beruhte, sowie für Kinder, 
die in der Zeit vom 13. März 1938 bis zum 
Ablauf des 26. April 1945 durch einen sol- 
chen deutschen Staatsangehörigen legitimiert 
worden sind. 

§2 

(1) Die Personen, deren deutsche Staats- 
angehörigkeit nach Maßgabe des § 1 Satz 2 
erloschen ist, haben das Recht, sie durch Er- 
klärung mit Rückwirkung auf den Zeitpunkt 
des Erlöschens wieder zu erwerben, wenn 
sie ihren dauernden Aufenthalt seit dem 
26. April 1945 im Gebiet des Deutschen Rei- 
ches nach dem Stande vom 31. Dezember 
1937 (Deutschland) haben. 

(2) Das Recht auf rückwirkenden Erwerb 
der deutschen Staatsangehörigkeit durch Er- 
klärung haben auch 

1. Frauen, die nach dem 26. April 1945, je- 
doch vor Ablauf des 31. März 1953 einen 
Mann geheiratet haben, der die deutsche 
Staatsangehörigkeit nach Maßgabe des Ab- 
satzes 1 wiedererwirbt, auch wenn die Ehe 
nicht mehr besteht, 

2. nach dem 26. April 1945 ehelich geborene 
oder legitimierte Kinder, deren Vater, so- 
wie nach dem 26. April 1945 unehelich 
geborene Kinder, deren Mutter die deut- 
sche Staatsangehörigkeit nach Maßgabe des 
Absatzes 1 wiedererwirbt, 

sofern sie seit der Eheschließung oder seit der 
Geburt oder Legitimation ihren dauernden 
Aufenthalt In Deutschland haben. 

(3) Hat ein Erklärungsberechtigter nach 
dem 26. April 1945 einen Tatbestand erfüllt, 
der den Verlust der deutschen Staatsangehö- 
rigkeit zur Folge hatte, so erwirbt er die deut- 
sche Staatsangehörigkeit nur bis zum Zeit- 
punkt der Erfüllung des Verlusttatbestandes. 

(4) unverändert 


§ 3 

Hat eine deutsche Staatsangehörige in der 
Zeit vom 13. März 1938 bis einschließlich 
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Entwurf 

27. April 1945 mit einem Manne die Ehe ge- 
schlossen, der nach Maßgabe der in § 1 Satz 2 
genannten Bestimmungen deutscher Staatsan- 
gehöriger war, und gehörte sie selbst nicht 
zu diesem Personenkreis, so hat sie die deut- 
sche Staatsangehörigkeit mit Ablauf des 
27. April 1945 verloren, wenn sie damals 
ihren dauernden Aufenthalt außerhalb 
Deutschlands hatte oder ihn vor dem 1. Mai 
1952 ins Ausland verlegt hat. 


S 4 

Wer erst nadi dem 27. April 1945 aus 
Kriegsgefangensdiaft oder Internierung ent- 
lassen worden ist und seinen dauernden Auf- 
enthalt anschließend in Deutsdiland genom- 
men hat, steht denen gleich, die ihren dau- 
ernden Aufenthalt am 27» April 1945 in 
Deutschland hatten. 


S 5 

(1) Wer von § 2 Abs. 1 der Verordnung 
vom 3. Juli 1938 erfaßt worden ist, hat die 
deutsche Staatsangehörigkeit nur erworben, 
wenn ihre Verleihung seinem Willen ent- 
sprach. 

(2) Besaß er die deutsche Staatsangehörig- 
keit am 27. April 1945 noch und hatte er 
damals den Willen, sie beizubehalten, so ist 
er deutscher Staatsangehöriger gdblieben, 
wenn er diesen Willen ständig bekundet hat 
und innerhalb der Frist des $ 6 erklärt, daß 
er den Fortbestand der deutschen Staatsange- 
hörigkeit gewollt habe. Hat er nach dem 
27. April 1945 bis zum Inkrafttreten dieses 
Gesetzes seinen dauernden Aufenthalt in 
Deutschland aufgegeben, ohne zuvor einen 
Staatsangehörigkeitsausweis oder einen Reise- 
paß als deutscher Staatsangehöriger erhalten 
zu haben, so begründet das Verlassen 
Deutschlands die Vermutung, daß er den 
Fortbestand der deutschen Staatsangehörig- 
keit nicht gewollt hat. Der Antrag auf Wi- 
derruf der Ausbürgerung aus dem österrei- 
chischen Staatsverband gilt als Bekundung 
eines gegenteiligen Willens. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

26. April 1945 mit einem Manne die Ehe ge- 
schlossen, der nach Maßgabe der in § 1 Satz 2 
genannten Bestimmungen deutscher Staatsan- 
gehöriger war, und gehörte sie selbst nicht 
zu diesem Personenkreis, so ist ihre deut- 
sche Staatsangehörigkeit mit Ablauf des 
26. April 1945 erloschen, wenn sie damals 
ihren dauernden Aufenthalt außerhalb 
Deutschlands hatte oder ihn vor dem 1. Mai 
1952 ins Ausland verlegt hat. Sie hat jedoch 
ein Erklärungsrecht gemäß § 2 Abs. 1, wenn 
sie seit dem 1. Januar 1955 ihren dauernden 
Aufenthalt in Deutschland hat. 


§4 

Wer erst nach dem 26. April 1945, jedoch 
Im Anschluß an Kriegsgefangenschaft, Inter- 
nierung, Vertreibung oder Ansiedlung seinen 
dauernden Aufenthalt in Deutschland genom- 
men hat, steht im Rahmen dieses Gesetzes 
denen gleich, die ihren dauernden Aufent- 
halt am 26. April 1945 in Deutsdiland hat- 
ten. 


§3 

(1) § 2 Abs. 1 der Verordnung vom 3. Juli 
1938 hat den Erwerb der deutschen Staats- 
angehörigkeit nur bewirkt, wenn deren Ver- 
leihung dem Willen des einzelnen entsprach. 


(2) Besaß er die deutsche Staatsangehörig- 
keit am 26. April 1945 noch, so ist er deut- 
scher Staatsangehöriger geblieben, wenn er 
erklärt, daß er den Fortbestand der deut- 
schen Staatsangehörigkeit gewollt hat; § 2 
Abs. 3 gilt entsprechend. 
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Entwurf 

(3) Wer seine deutsche Staatsangehörigkeit 
von einer Person herleitet, die sie gemäß Ab- 
satz 1 erworben hat und bei Erfüllung des 
Ableitungstatbestandes noch besaß, hat das 
Recht, sie auszuschlagen. Die Ausschlagung 
hat die Wirkung, daß der Ausschlagende 
nicht deutscher Staatsangehöriger geworden 
ist. 

§ 6 

(1) Die in 'diesem Gesetz vorgesehenen Er- 
klärungen können nur bis zum .... (Ablauf 
von 3 Monaten nach dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes) abgegeben werden. Für die ge- 
mäß § 2 Abs. 2 Erklärungsberechtigten endet 
die Erklärungsfrist erst am .... (Ab- 
lauf von 6 Monaten nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes), 

(2) Jeder Erklärungsberechtigte ist befugt, 
vor Ablauf der Erklärungsfrist auf sein Er- 
klärungsrecht zu verzichten. 

§ 7 

(1) Für alle nadi diesem Gesetz abzugeben- 
den Erklärungen gelten die §§ 14 bis 21 und 
§ 23 des Gesetzes zur Regelung von Fragen 
der Staatsangehörigkeit vom .... (Bun- 
desgesetzbl. IS.. . .); für die Aussdilagungs- 
erklärung (§ 5 Abs. 3) gilt außerdem § 22. 
Die gesetzliche Vertretung richtet sich nach 
deutschem bürgerlichen Recht. 


(2) Die Verfahren bis zur Ausstellung der 
Staats angehör igkeitSMr^undie sind gebühren- 
frei. 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 

(3) unverändert 


§6 

(1) Die in diesem Gesetz vorgesehenen Er- 
klärungen können nur bis zum 31. Dezem- 
ber 1955 abgegeben werden. Für die gemäß 
§ 2 Abs. 2 und § 5 Abs. 3 Erklärungsberech- 
tigten endet die Erklärungsfrist erst am 
30. Juni 1956; in den Fällen des § 4 endet 
sie nidit vor Ablauf von 6 Monaten nach 
Aufenthaltsnahme in Deutschland. 

(2) unverändert 


§7 

(1) Für alle nach diesem Gesetz abzugeben- 
den Erklärungen gelten die §§ 14 bis 21 und 
§ 23 des Gesetzes zur Regelung von Fragen 
der Staatsangehörigkeit vom 22. Februar 1955 
(Bundesgesctzbl. I S. 65) entsprechend mit der 
Maßgabe, daß § 21 Satz 1 auch auf solche 
Personen anwendbar ist, die nur deswegen 
nicht erklärungsberechtigt sind, weil sie vor 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes gestorben 
sind. Für die Aussdilagungserklärung (§ 5 
Abs. 3) gilt außerdem § 22. Die gesetzliche 
Vertretung richtet sich nach deutschem 
bürgerlichen Recht. 

(la) Wer auf Grund dieses Gesetzes die 
deutsche Staatsangehörigkeit erworben oder 
beibehalten hat, erhält darüber eine Urkunde. 

(2) Die Verfahren einschließlich der Aus- 
stellung der Urkunde sind gebührenfrei. 

§ 7a 

Personen, die vor dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes ein rechtskräftiges verwaltungs- 
gerichtliches Urteil erstritten haben, wonach 
sie infolge der Eingliederung Österreichs die 
deutsche Staatsangehörigkeit besitzen oder 
AnsprucJi auf eine Staatsangehörigkeits- 
urkunde haben, sind deutsche Staatsangehö- 
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Entwurf 


Beschlüsse des 8. Ausschusses 


rige, es sei denn, daß sie nach Rechtskraft des 
Urteils einen Tatbestand erfüllt haben, der 
den Verlust der deutschen Staatsangehörig- 
keit nach sich zog. 

§ 8 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Lande Berlin. 

§ 9 § 9 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- unverändert 

kündung in Kraft. 
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